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1 Einleitung

Ausgangspunkt der präsentierten Forschungsergebnisse ist die Beobachtung,

dass trotz des föderalen Zusammenschlusses die 26 Schweizer Kantone nicht zu

homogenen politischen, wirtschaftlichen und sozialen Einheiten geworden sind,

sondern beträchtliche und weiter zunehmende Unterschiede zwischen den ein-

zelnen Ständen bestehen (Kriesi 1998, Linder 1999, Vatter 2002).1 Mit Blick auf

die politischen Institutionen in den Kantonen verweist Linder (1999: 153) zu-

dem darauf, dass „die Kantonsfreiheiten eigener Organisation, Behördenwahl

und Aufgabenerfüllung eine ausserordentliche Vielfalt kantonalpolitischer Insti-

tutionen entstehen“ liessen. Nichtsdestotrotz wurde dieses ideale Experimentier-

feld bis heute kaum für komparative Wirkungsanalysen politischer Institutionen

genutzt. Ausgehend von der unterschiedlichen Ausgestaltung der politischen In-

1 Der vorliegende Beitrag fasst die wichtigsten Forschungsresultate eines vom Schweizer Nationalfonds inner-
halb des SPP „Demain la Suisse“ unterstützten Projektes zu den politisch-institutionellen Bestimmungsgründen
kantonaler Staatstätigkeit zusammen (Nr. 50-58521.99).
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stitutionen der Kantone einerseits und ihren unterschiedlichen Leistungsprofilen

andererseits, soll in diesem Kapitel danach gefragt werden, welche politisch-

institutionellen Faktoren die staatliche Tätigkeit der Kantone in besonderem

Masse beeinflussen. Mit anderen Worten: In welchem Masse erklären -- neben

soziodemograhischen und sozioökonomischen Variablen -- vor allem politische

Institutionen (insbesondere institutionelle Besonderheiten wie das Ausmass an

direkter Demokratie, der Föderalismus und die Konkordanz) die Unterschiede

und Gemeinsamkeiten kantonaler Leistungsprofile? Im Mittelpunkt steht damit

die Frage, wie die Gemeinsamkeiten und Unterschiede der Leistungsprofile

(Outcomes) der Schweizer Kantone unter Zuhilfenahme der Theorien der Staats-

tätigkeitsforschung im allgemeinen und politisch-institutioneller Hypothesen im

besonderen erklärt werden können. Dabei werden vor allem die fiskalischen und

wohlfahrtsstaatlichen Konsequenzen der unterschiedlichen politisch-

institutionellen Arrangements in den Kantonen untersucht.

Der Frage nach dem Einfluss politischer wie institutioneller Bedingungen auf

die Gleichheit und Disparität der 26 Schweizer Kantone in Bezug auf ihre wirt-

schaftlichen und sozialen Entwicklungen ist in der bisherigen sozialwissen-

schaftlichen Forschung kaum Aufmerksamkeit geschenkt worden. Es fehlt mit-

hin eine vergleichende subnationale Policy-Analyse, die auf einer systematisch

erhobenen und umfangreichen Datenbasis die Frage ”what governments do, why

they do it, and what difference it makes” (Dye 1976) beantwortet. Die Klärung

dieser Fragestellung ist nicht allein für die vergleichende Staatstätigkeitsfor-

schung von Belang. Darüber hinaus können auch Erkenntnisse im Hinblick auf

die Auswirkungen laufender Reformen im Bereich der Verwaltungsorganisatio-

nen (NPM), der direkten Demokratie und des Föderalismus erwartet werden.
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Konkret sollen die kantonalen Tätigkeiten in den 1980er und 1990er Jahren un-

tersucht werden. Damit kann die Wirkung politischer Institutionen in zweierlei

Hinsicht analysiert werden: Zum einen im kantonalen Querschnitt, der einer un-

terschiedlichen Ausgestaltung kantonalpolitischer Basisinstitutionen Rechnung

trägt. Zum anderen im Längsschnitt, wodurch der Einfluss des Wandels politi-

scher Rahmenbedingungen auf soziale und finanzpolitische Entwicklungen er-

fasst werden kann.

Das Kapitel ist wie folgt aufgebaut: Im nächsten Abschnitt stehen die Präsenta-

tion der verschiedenen Theoriefamilien der Staatstätigkeitsforschung sowie die

Herleitung von Hypothesen für einen Subsystem-Vergleich der Kantone im

Zentrum. Der dritte Abschnitt widmet sich dem gewählten Untersuchungsde-

sign, während der vierte Abschnitt die empirischen Befunde im Überblick dar-

stellt. Abschliessend werden die Ergebnisse in Form von Schlussfolgerungen zu-

sammengefasst.



6 Vatter und Freitag

2 Theorien und Hypothesen der Staatstätigkeitsforschung

Die international vergleichende Staatstätigkeitsforschung kann sich in Anleh-

nung an Schmidt (2000) auf mehrere Theoriefamilien berufen. Es handelt sich

hierbei um die Sichtweise der sozioökonomischen Determination, die Parteien-

differenzhypothese, die Theorie der Machtressourcen organisierter Interessen,

die politisch-institutionalistische Theorie, die Theorie der politischen Erblast,

die Lehre von den Wirkungen poltisch-kultureller Grössen sowie um die inter-

nationale Hypothese. Gerade die ersten vier Schulen können auch mit Gewinn in

einen Gliedstaatenvergleich eingebracht werden (vgl. Freitag/Vatter 2000; Frei-

tag/Bühlmann 2003; Freitag et al. 2003; Vatter/Freitag 2002; Vatter/Rüefli

2003). Im Folgenden werden die für einen subnationalen Vergleich relevanten

Theorieansätze kurz vorgestellt, wobei dem politisch-institutionellen Ansatz ein

besonderes Gewicht zukommt.

Von besonderer Tragweite in der Erklärung der Staats- und Regierungstätigkei-

ten sind Ansätze, die den politisch-institutionellen Bedingungen als interperso-

nale, formelle oder informelle Regeln eine grosse Bedeutung beimessen. Institu-

tionen geben in diesem Sinne spezifische Spielregeln vor, die den Handlungs-

korridor für die Entscheidungsträger festlegen und dadurch eine hohe Pfadab-

hängigkeit der Regierungspolitik erwarten lassen (Hall 1996, Immergut 1992,

Weaver/Rockman 1994). Eine besondere Relevanz geniessen dabei die Rege-

lungen der politischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse wie etwa

eine ausgebaute Direktdemokratie, das Ausmass an Dezentralisierung oder die

Art der Entscheidungsfindung, sprich ob diese eher konsensdemokratischen
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Praktiken folgt oder vielmehr wettbewerbsdemokratisch bestimmt wird (Vat-

ter/Freitag 2002).

Konkordanzdemokratien zeichnen sich bekanntlich durch ausgefeilte Kompro-

misstechniken aus, was sich in vielen Fällen durch das Schnüren von Paketlö-

sungen und die überproportionale Berücksichtigung von nationalen, sprachli-

chen, religiösen und politischen Minderheiten zeigt (Kriesi 1998, Linder 1999).

Theoretisch ist deshalb zu erwarten, dass diese Politik des gegenseitigen Entge-

genkommens und Aushandelns eine Vielzahl von Interessen befriedigen muss

und damit eine überdurchschnittliche Staatstätigkeit fördert. Mit anderen Wor-

ten: Eine parteipolitisch breit abgestützte Exekutive und ein stark fragmentiertes

Parteiensystem mit zahlreichen Konfliktlinien als typische Merkmale von Kon-

kordanzdemokratien sollten das sozial- und wohlfahrtsstaatliche Engagement

des Staates begünstigen (Lijphart 1994, Schmidt 1998: 208). Während die Kon-

sensdemokratie tendenziell staatliche Intervention fördert, zählen dezentrale

Strukturen zu institutionellen Vetospielern, die einer zentralstaatlichen Regie-

rung und der sie tragenden Parlamentsmehrheit entgegenstehen, den Politikwan-

del blockieren oder verlangsamen und damit das staatliche Engagement zügeln

(vgl. Tsebelis 2002).

Föderalismus und dezentrale Entscheidungsstrukturen fördern beispielsweise

die Zahl verhandlungsrelevanter Akteure und die Heterogenität der Interessenla-

gen. Die Zersplitterung der fiskalpolitischen Kompetenzen kann zu Entschei-

dungsblockaden führen, in budgetpolitische Unbeweglichkeit münden und die

Möglichkeit zur Staatsintervention allgemein erschweren. Zudem begrenzt eine

föderale Machtteilung in Form einer fiskalpolitischen Dezentralisierung die ad-
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ministrativen und finanziellen Handlungsspielräume des Zentralstaates, was des-

sen Planung und Durchführung wohlfahrtstaatlicher Politik behindert (Vat-

ter/Freitag 2002). Ferner führt eine dezentrale staatliche Organisation zu einem

erhöhten fiskalischen Wettbewerb unter den Gliedstaaten um die mobile Bevöl-

kerung. Mit anderen Worten: Vor dem Hintergrund einer fiskalisch motivierten

Abwanderungsoption finanzkräftiger Firmen und Individuen befinden sich die

subnationalen Einheiten in einem Standortwettbewerb gerechtfertigter Steuer-

preise. Konsequenz dieses vermeintlichen Wettlaufes um den günstigsten Steu-

ertarif wären geringe Staatseinnahmen und die Minderung öffentlicher Leistun-

gen als Folge der niedrigen Steuerbasis und fehlender staatlicher Einkünfte. In

der Summe der Argumente liesse sich deshalb ein dämpfender Effekt dezentraler

Entscheidungsstrukturen auf die staatliche Tätigkeit erwarten.

Unter Bezugnahme der zu untersuchenden kantonalen Demokratien, die sich

gemäss den Klassifikationstypen der vergleichenden Regierungslehre zunächst

einmal als präsidentielle Konsensusdemokratien (Vatter 2002) unterschiedlicher

Ausprägung einordnen lassen, kann nun zusammenfassend ein erster politisch-

institutioneller Hypothesenblock aufgestellt werden. Im Mittelpunkt stehen hier

vor allem die Wirkungsweise der Konkordanzmerkmale und der dezentralen

Machtteilung: Je umfassender die vom Volk gewählten Kollegialregierungen

nach parteipolitischen und wählermässigen Anteilen zusammengesetzt sind, um

so eher verfolgen sie übergeordnete gesamtwirtschaftliche Interessen, was sich

in einer erfolgreicheren Wirtschaftsperformanz, einer expansiveren Wohlfahrts-

politik und einem generell ausgeprägterem Staatsinterventionismus nieder-

schlägt, während zwischen dem Grad an Dezentralisierung und der Höhe der öf-

fentlicher Ausgaben ein negativer Zusammenhang erwartet wird.
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Kantonale Politiksysteme zeichnen sich auf politisch-institutioneller Ebene nicht

nur durch ihren unterschiedlichen Grad an Konkordanz und Dezentralismus,

sondern ebenso durch die ungleiche Bedeutung der direkten Demokratie aus. So

verfügen insbesondere einzelne Kantone der deutschsprachigen Schweiz über

sehr weitgehende Initiativ- und Referendumsformen und eine traditionsreiche

Kultur der direkten Bürgerbeteiligung. Die Stände der französischen Schweiz o-

rientieren sich hingegn stärker am repräsentativen Demokratiemodell

(Lutz/Strohmann 1998, Trechsel/Serdült 1999). Mehrheitlich wird in der Litera-

tur der direkten Demokratie ein hemmender Einfluss auf die Staatstätigkeit zu-

gesprochen. Eine tiefe Staatsquote, ein bescheidener Anteil an Staatsangestell-

ten, niedrige Steuern und eine geringe Staatsverschuldung sind die zu erwarten-

den Konsequenzen direktdemokratischer Institutionen (Kirchgässner et al.

1999). Vertreter der Neuen Politischen Ökonomie sehen in den Volksrechten

vor allem ein wirkungsvolles Instrument zur Disziplinierung der nach rent-

seeking strebenden staatlichen Entscheidungsträger und zur Lösung des Prinzi-

pal-Agent Problems (Blankart 1992, Frey 1994). Aus theoretischer Warte spre-

chen zudem die starke Verknüpfung von Steuer- und Ausgabenentscheidungen,

die fehlenden Möglichkeiten von Logrolling, Bargaining und der fehlende Ein-

satz politischer Konjunkturzyklen parlamentarischer Systeme für die restriktive

Wirkung der direkten Demokratie auf den Staatsverbrauch (Wagschal 1997,

Wagschal/Obinger 2000).

In einem zweiten politisch-institutionellen Hypothesenblock (direktdemokrati-

sche Thesen) lassen sich die im Vordergrund stehenden Hypothesen zur staatsin-

terventionistischen Wirkungsweise der direkten Demokratie deshalb wie folgt

postulieren: Je stärker die direktdemokratischen Verfahren in einem Kanton
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ausgebaut sind und je häufiger die Volksrechte genutzt werden (etwa in Form

des Finanzreferendums), desto geringer wird das Ausmass der staatlichen Inter-

vention auf der Einnahmen- wie Ausgabenseite sein.2

Die weiteren Theorieschulen liefern für unsere Untersuchung in erster Linie die

Kontrollgrössen. Zunächst ist hier der parteisoziologische Ansatz zu erwähnen,

der die Unterschiede einer erfolgreichen Wirtschafts- und Sozialpolitik auf die

Machtverteilung zwischen Arbeit und Kapital und zwischen bürgerlichen und

sozialdemokratischen Parteien zurückführt. Vertreter der konflikttheoretisch

ausgerichteten Parteienherrschaftstheorie betrachten die Tätigkeit des Staates in

erster Linie als das Ergebnis politischer Entscheidungen, wobei insbesondere der

parteipolitischen Zusammensetzung der Regierung eine determinierende Wir-

kung auf die Politikergebnisse zugesprochen wird (Castles 1982, Hibbs 1977,

Hicks/Swank 1992, Huber et al. 1993, Schmidt 1996: 205). Im Kern und von

etwaigen politkfeldspezifischen Ausnahmen abgesehen fördern linke Regierun-

gen eher die staatliche Tätigkeit, während ihre rechten und bürgerlichen Gegen-

spieler diese hemmen.

Ein weiterer Ansatz stellt die Machtressourcen organisierter Interessen in den

Vordergrund der Analyse. Die artikulierten Interessen sozialer Klassen, deren

Organisations- und Konfliktfähigkeit, die Kräfteverhältnisse zwischen gesell-

2Neben der Staatstätigkeitsforschung erlaubt der Vergleich der Schweizer Gliedstaaten auch Analysen zur wirt-
schaftlichen Leistungskraft der Kantone. Bisherige Studien weisen hier vor allem direktdemokratischen Beteili-
gungsrechten eine zentrale Bedeutung zu: Je stärker die Volksrechte ausgebaut sind, desto höher sind das wirt-
schaftliche Wachstum und das erwirtschaftete Sozialprodukt pro Kopf (Feld/Savioz 1997; Freitag/Vatter 2000).
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schaftlichen Klassen und ihren angehängten Organisationen sowie das strategi-

sche Handeln der politischen Eliten bestimmen in dieser Theorie die Staatstätig-

keit und deren polit-ökonomische Ergebnisse (Cameron 1984, Olson 1991, Kor-

pi 1991).

Der vierte Ansatz, die Theorie der sozioökonomischen Determination, ist funkti-

onalistisch ausgerichtet und ordnet politischen und institutionellen Faktoren ge-

genüber sozioökonomischen Einflussgrössen eine untergeordnete Rolle zu. Ihr

zufolge sind staatliche Politiken vor allem als Reaktion auf strukturell erzeugte

Probleme der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklung zu verstehen.

Im Kern dieses Ansatzes steht die Hypothese, dass die sozioökonomische Ent-

wicklung vor allem mit fortschreitender gesellschaftlicher Ausdifferenzierung,

wachsendem wirtschaftlichem Reichtum und sozialer und politischer Moderni-

sierung einhergeht (vgl. Wilensky 1975).

Aufgrund der spezifischen Eigenschaften der politischen Systeme der Kantone

als halbdirekte Konkordanzdemokratien ist insgesamt zu erwarten, dass sich die

politisch-institutionelle Hypothesen zur Erklärung der Kantonsunterschiede be-

sonders eignen. Andere Theorieansätze, die in ihrer Argumentation entweder die

Eigenschaften repräsentativer Mehrheitsdemokratien zugrunde legen (Parteien-

differenz- und Machtressourcenansatz) oder ausgesprochen grosse Wohlstands-

differenzen zwischen den Untersuchungseinheiten unterstellen (sozioökonomi-

scher Determination) sollten eine geringere Relevanz aufzeigen.



12 Vatter und Freitag

3 Untersuchungsdesign

Die im Folgenden dargestellten Ergebnisse stützen sich auf umfangreiche Teil-

studien, die im Rahmen eines vom Schweizer Nationalfonds innerhalb des SPP

„Zukunft Schweiz“ unterstützten Forschungsprojektes zu den politisch-

institutionellen Bestimmungsgründen kantonaler Staatstätigkeit entstanden sind.

Die durchgeführten empirischen Analysen kantonaler Leistungsprofile sind da-

bei der Vorgehensweise gefolgt, wie sie bei international vergleichenden For-

schungsprojekten gewählt und empfohlen wird (vgl. Schmidt 1998). So wurden

die abhängigen Variablen zur fiskalpolitischen und politikfeldspezifischen Per-

formanz der Kantone mit reinen Querschnittanalysen einerseits und kombinier-

ten Längs-Querschnittmodellen (gepoolte Quer- und Längsschnittanaly-

sen/Times-Series-Cross-Section-Analysis) andererseits empirisch überprüft. Die

Auswahl der finanzwirtschaftlichen und Staatstätigkeits-Indikatoren folgte be-

stehenden Untersuchungen der komparativen Demokratieforschung, die den Fo-

kus insbesondere auf die Leistungskraft von Konkordanzsystemen legen (Ar-

mingeon 1996, Crepaz 1996, 1998, Lijphart 1994, 1999). Bei den ausgewählten

Performanzindikatoren handelte es sich erstens um zentrale Parameter der all-

gemeinen Staatstätigkeit (Höhe der Staatsausgaben), zweitens um Grössen aus-

gewählter Politikfelder, bei denen die Kantone über ausgeprägte Handlungs-

spielräume verfügen (Gesundheits- und Bildungspolitik, gemessen an den jewei-

ligen Ausgaben pro Kopf) und schliesslich um die Ausgestaltung des Steuersys-

tems (Steuereinnahmen und –belastung). Aus Gründen der Überschaubarkeit

und fehlender Ausbreitungsmöglichkeiten wird sowohl auf die Operationalisie-
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rung der Variablen als auch auf die Präsentation der statistischen Modelle ver-

zichtet. Ausführliche Angaben hierzu finden sich in den verschiedenen Studien,

die jeweils zu Beginn der einzelnen Abschnitte erwähnt werden.

4 Empirische Befunde im Überblick

Tabelle 1 fasst die wichtigsten empirischen Befunde der durchgeführten Unter-

suchungen zusammen und gibt Aufschluss darüber, wie weit die Hypothesen

bzw. Theorieansätze der international vergleichenden Staatstätigkeitsforschung

Gültigkeit für die Schweizer Kantone besitzen. Die Präsentation der Ergebnisse

gliedert sich in die obgenannten drei Teilbereiche.

Legende zu Tabelle 1:
„+“ = signifikanter positiver Zusammenhang;

„-“ = signifikanter negativer Zusammenhang;
„0“ = kein signifikanter Zusammenhang
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Tabelle 1: Empirische Ergebnisse im Überblick
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Politisch-Institutioneller Ansatz

Konkordanz + + 0 + 0 0 0 0

Zentralisierung + + + + 0 0 + 0

Merkmale der direkten Demokratie

• Institutionen der direkten
Demokratie

- - 0 0 0 - - -

• Nutzung der direkten
Demokratie

- - - 0 0 0 0 0

Parteienherrschaftstheorie

Linksparteien in der Regierung

0 0 0 0 0 0 0 0

Mitteparteien in der Regierung

0 0 0 0 0 0 0 0

Rechtsparteien in der Regierung

0 0 0 0 0 0 0 0

Theorie der Machtressourcen orga-
nisierter Interessen

Gewerkschaftlicher Organisationsgrad 0 0 0 0 0 0 + 0

Kontrollierende Variablen

Urbanisierungsgrad + + + + + + - -

Wirtschaftswachstum 0 0 0 0 + + - 0

Deutschsprachige Kantone + + + 0 0 0 0 0

Transferzahlungen + + + + 0 0 0 0
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4.1 Determinanten der allgemeinen Staatstätigkeit in den Kantonen
Die Überprüfung potentieller Erklärungsgrössen des unterschiedlichen Grades

an staatlicher Intervention in den Kantonen legt in erster Linie die unterschied-

lichen Wirkungen bzw. Handlungslogiken von Konkordanz, Dezentralisierung

und direkter Demokratie als Merkmale von Verhandlungsdemokratien auf die

öffentlichen Ausgaben offen: Während ausgebaute Volksrechte und eine dezen-

trale Staatsstruktur einen zügelnden Effekt auf das Verhalten der öffentlichen

Hand ausüben, führen konkordante Merkmale zu expansivem Staatshandeln

(vgl. ausführlich Vatter/Freitag 2002). Eindeutig sind die beschränkenden Effek-

te der direktdemokratischen Institutionen auf die Ausgabentätigkeit der öffentli-

chen Hand. Je höher die institutionalisierten Barrieren der Ergreifung eines Fi-

nanzreferendums sind und je seltener es tatsächlich ergriffen wird, umso höher

fallen die öffentlichen Ausgaben (Staats-, Sozial- und Verwaltungsausgaben)

aus. Der dämpfende Effekt föderaler Machtteilung auf das (zentral)-staatliche

Engagement bestätigt sich ebenfalls mehrheitlich: Je stärker die Kantone fiska-

lisch oder organisatorisch dezentralisiert sind, desto geringer fällt der staatliche

Konsum aus. Umgekehrt bestätigen unsere empirischen Analysen einen expan-

siven Effekt konkordanzdemokratischer Merkmale auf das staatliche Handeln in

den Schweizer Kantonen. So steigen mit zunehmender parteiförmiger Organisa-

tion und Regelung gesellschaftlicher Konflikte die Staats- und Wohlfahrtsaus-

gaben, während Kantone mit einem geringen Grad an so gemessener Konkor-
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danz vergeichweise niedrige öffentliche Ausgaben verzeichnen.3 Signifikante

Ergebnisse finden sich unter den Kontrollgrössen. So erweisen sich der Verstäd-

terungsgrad und die Transferleistungen des Bundes in allen Modellen als signi-

fikante Erklärungsfaktoren. Hingegen bestätigen unsere Analysen weder die

Parteiendifferenzhypothese noch die Machtressourcentheorie organisierter Inte-

ressen.

4.2 Determinanten der Staatstätigkeit in ausgewählten Politikfeldern
Im Gegensatz zu ihrer Wirkung auf die allgemeine Staats- und Verwaltungstä-

tigkeit spielen direktdemokratische Institutionen bei der Erklärung kantonaler

Unterschiede in den Bildungs- und Gesundheitsausgaben keine grosse Rolle

(vgl. ausführlich Freitag/Bühlmann 2003; Vatter/Rüefli 2003). So bleibt die

Ausgestaltung wie auch die Nutzung direktdemokratischer Verfahren ohne Ein-

fluss auf die Höhe der öffentlichen Bildungs- und Gesundheitsfinanzierung. Es

zeigt sich aber, dass zentralisierte Kantone vergleichsweise hohe Bildungsaus-

gaben präsentieren, während dezentralierte Gliedstaaten eine eher zurückhal-

tende Bildungsfinanzierung aufweisen. Zusätzlich macht der Grad der Konsens-

demokratie einen Unterschied in den 1990er Jahren. In den Jahren der wirt-

schaftlichen Rezession finden sich hohe Bildungsausgaben in Kantonen, in de-

nen ein institutionalisierter Ausgleich zur Regelung konfligierender Interessen

zwischen politischen Akteuren vorhanden ist. Der Grad an innerkantonaler De-

zentralisierung wie das Ausmass der Konsensdemokratie tragen aber wenig zur

3 Bedeutungslos bleibt hingegen ein anderer Konkordanzindikator. So stehen die kantonalen Staatsausgaben in
keinem systematischen Zusammenhang mit der Stimmen- und Wählerstärke der regierenden Koalition.



Politische Institutionen und kantonale Staatstätigkeit 17

Erklärung der ungleichen Kosten des öffentlichen Gesundheitswesens in den

Schweizer Gliedstaaten bei.

In beiden Politikfeldern erfahren hingegen ausgewählte Modernisierungsgrös-

sen, soziodemographische Merkmale und politikfeldspezifische Faktoren eine

grosse Bedeutung (vgl hierzu wiederum ausführlich Freitag/Bühlamnn 2003 und

Vatter/Rüefli 2003). So ist eine hohe Finanzausstattung des kantonalen Ausbil-

dungswesens insbesondere auf einen hohen Grad an Urbanität und eine geringe

Beschäftigung im ersten Sektor, auf eine hohe ökonomische Leistungskraft, auf

hohe Abschluss- und Einschreibequoten an Gymnasien und Universitäten, auf

eine hohe Schülerzahl und auf ein grosszügig angelegtes Stipendienwesen zu-

rückzuführen. Kostentreibende Faktoren des kantonalen Gesundheitswesens

sind schliesslich ein stark spezialisiertes und dichtes Leistungsangebot im ambu-

lanten und stationären Bereich kombiniert mit einem hohen Anteil betagter

Menschen, einem stark ausgeprägten Urbanitätsgrad, einer hohen Wirtschafts-

kraft, einer überdurchschnittlichen Arbeitslosigkeit und schwach ausgebildeten

sozialen Netzwerken.

4.3 Determinanten der Fiskalpolitik in den Kantonen
Die empirischen Analysen über die Zusammenhänge zwischen den verschiede-

nen Formen direktdemokratischer Partizipation und dem Ausmass des Steuer-

staates in den Schweizer Kantonen liefern zunächst eine Klärung des Einflusses

direktdemokratischer Instrumente und deren Wirkungsrichtung auf die staatliche

Steuerpolitik: Während sich die direktdemokratische Praxis in Form jährlicher

Finanzreferenden, Volksinitiativen und aller abgehaltener Volksabstimmungen
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als wenig bedeutend herauskristallisiert haben, übt die Bereitstellung eines um-

fassenden Finanzreferendumsrechts auch unter Einbezug wichtiger Kontroll-

grössen auf sämtliche Besteuerungen einen restriktiven Einfluss aus (vgl. aus-

führlich Freitag et al. 2003). Damit gilt: Je höher die Hürden zur Ergreifung des

Referendums ausfallen, etwa gemessen an den geforderten Unterschriften für

fakultative Finanzreferenden, umso grösser ist das Ausmass der staatlichen In-

tervention im Steuersektor. Umgekehrt heisst dies: Je weniger Barrieren den

Zugang zu direktdemokratischen Institutionen verstellen, umso geringer ist der

öffentliche Steuerkonsum. Die Resultate bestätigen die Bremswirkung des Refe-

rendumsrechts in eindruckvoller Weise und belegen darüber hinaus den fehlen-

den Einfluss der Volksinitiative. Von den weiteren politisch-institutionellen

Merkmalen wirkt sich allein der organisatorische Dezentralisierungsgrad auf

den Steuerstaat aus. So weisen Kantone mit einer ausgeprägten Gemeindeauto-

nomie signifikant geringere Steuerbelastungen auf als Gliedstaaten mit einem

hohen Zentralisierungsgrad. Dies kann als Hinweis auf die Wirksamkeit eines

ausgeprägten intrakantonalen Steuerwettbewerbes und einer dezentralen Bereit-

stellung staatlicher Leistungen gedeutet werden.

Unter den übrigen Kontrollgrössen sticht wiederum der Einfluss des Verstädte-

rungsgrades heraus. Je urbaner ein Kanton besiedelt ist, desto höher sind die

Steuererträge bei einer gleichzeitig eher niedrigen Steuerbelastung. Die wirt-

schaftliche Leistungskraft urbaner Zentren scheint im Fall der Schweizer Kanto-

ne die Sonderaufwendungen städtischer Gebiete für kulturelle und soziale Infra-

struktur mehr als zu kompensieren. Ferner zeichnen sich Kantone mit einer ü-

berdurchschnittlichen Schuldenlast sowohl durch eine starke Steuerbelastung als

auch durch hohe Steuereinnahmen aus.
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5 Schlussfolgerungen

Wie lauten nun die wichtigsten Folgerungen hinsichtlich des Einflusses poli-

tisch-institutioneller Grössen wie der direkten Demokratie, der Dezentralisie-

rung und der Konkordanz auf die fiskalischen und politikfeldspezifischen Leis-

tungsprofile der 26 Kantone in den 1980er und 1990er Jahren? Zunächst gilt es

hervorzuheben, dass politisch-institutionelle Faktoren von erheblicher Relevanz

für die Analyse der unterschiedlichen Outcomes der Schweizer Gliedstaaten

sind. So zeigt sich beispielsweise, dass

• eine zurückhaltende Staatstätigkeit auf eine intensive Mitsprache des Volkes

bei Budget- und Finanzvorlagen, eine ausgebaute dezentrale Entscheidungs-

struktur und auf einen geringen Grad an parteiförmiger Organisation gesell-

schaftlicher Konflikte zurückzuführen sind

• und ein ausgebautes Finanzreferendumsrecht eine restriktive Wirkung auf

den Steuerstaat ausübt.

Diese Ergebnisse lassen sich in verschiedener Hinsicht mit den Erkenntnissen

der international vergleichenden Institutionenforschung verknüpfen:

(1) Die Befunde zum Einfluss der Direktdemokratie bestätigen die Notwendig-

keit einer konzeptuellen Differenzierung, wie sie in der neuen politischen In-

stitutionentheorie vorgenommen wird. Hier wird zwischen der blossen Exis-

tenz institutioneller Regelungen (“rules in form”) einerseits und deren effek-

tiver Nutzung und Umsetzung (“rules in use”) andererseits unterschieden
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(Kaiser 1998, Rothstein 1996: 146). Zwar bewirken sowohl die Existenz di-

rektdemokratischer Institutionen als auch deren Nutzung eine schlanke

Staatstätigkeit mit Blick auf die Sozialausgaben. Jedoch lässt sich das unter-

schiedliche Ausmass des kantonalen Steuerstaates allein auf direktdemokrati-

sche Institutionen zurückführen und die Verwaltungsausgaben wiederum

korrelieren nur mit dem Gebrauch der Volksrechte.

(2) Im Weiteren bestätigen die vorliegenden Ergebnisse zu den Einflussfaktoren

der kantonalen Staatstätigkeit vorläufige Erkenntnisse des internationalen

Vergleichs (vgl. Armingeon 1996: 281ff.): Verfassungsmässig verankerte

Schranken der Mehrheitsherrschaft auf der einen Seite und Konkordanz auf

der anderen Seite haben als zwei unterschiedliche Ausprägungen der Ver-

handlungsdemokratie auch in den Schweizer Kantonen gegenläufige Konse-

quenzen für den öffentlichen Sektor. Während einerseits institutionelle Veto-

punkte wie direkte Demokratie und Dezentralisierung dem Staat Fesseln so-

wohl auf der Einnahmen- wie auch auf der Ausgabenseite anlegen, begünsti-

gen Merkmale der Konkordanzdemokratie auf der anderen Seite ein tenden-

ziell expansives Staatshandeln. In Einklang mit einer institutionenökonomi-

schen Perspektive erweist sich in den Kantonen zudem gerade das Finanzre-

ferendum als ein wirksames Veto-Instrument zur Rückbindung von nach

rent-seeking strebenden Akteuren und zur Lösung des Prinzipal-Agent-

Problems (Blankart 1992, Feld/Savioz 1997, Frey 1994, Kirchgässner et al.

1999). Die Erfahrungen in den Gliedstaaten liefern damit eine Grundlage zur

Reformdiskussion der Schweizer Volksrechte und weisen hier insbesondere

auf das nicht ausgeschöpfte Potential des Finanzreferendums auf Bundes-

ebene hin. Allerdings machen die vorliegenden Resultate gleichzeitig auch
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deutlich, dass die formale Bereitstellung dieses Instruments alleine nicht ge-

nügt, sondern den praktischen Bedingungen ihrer erfolgreichen Lancierung

besondere Beachtung gewidmet werden muss.

(3) In Bezug auf die Kontroverse über die gegenläufigen Konsequenzen direkt-

demokratischer Ausprägungen auf das Ausmass an staatlicher Intervention

im Steuersektor erhärten die vorliegenden empirischen Ergebnisse die in der

Forschung vorherrschende Sichtweise eines bremsenden Effektes der direk-

ten Demokratie auf den Umfang des Steuerstaates. Insbesondere das Finanz-

referendum erweist sich als wirksame Barriere, wobei vor allem die Kombi-

nation von direkten und indirekten Referendumsdrohungen den dämpfenden

Fiskaleffekt erzeugt: Einseitige und stark ausgabenlastige Massnahmen für

einzelne soziale Gruppen werden der Stimmbürgerschaft entweder in antizi-

pierender Voraussicht gar nicht vorgelegt oder scheitern oft an den fiskalisch

konservativen Präferenzen der Bevölkerungsmehrheit. So entfaltet allein

schon das latente Drohpotential eines ausgebauten Finanzreferendumsrechts

eine restriktive Wirkung auf den Steuerstaat. Dies selbst dann, wenn es gar

nicht ergriffen wird. Gleichzeitig können die vorliegenden Befunde den so-

genannten Robin Hood-Effekt nicht bestätigen. Der Gebrauch der Volksini-

tiative steht in keiner systematischen Beziehung zum Umfang des Steuerstaa-

tes. Ein Blick auf die Initianten und konkreten Anliegen kantonaler Volksbe-

gehren bei Finanz- und Steuerfragen vermag eine mögliche Erklärung zu lie-

fern: Während nämlich von linker Seite neben vereinzelten Steuersenkungs-

initiativen für mittlere und untere Einkommensschichten vor allem Volksbe-

gehren zur Erhöhung von Steuern für obere Einkommen lanciert werden, rei-
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chen bürgerliche Kreise insbesondere Volksinitiativen zur Senkung von ein-

zelnen Steuerobjektarten ein.

(4) Der Test zahlreicher Alternativhypothesen zur Erklärung der Unterschiede in

der Ausgaben- und Einnahmenpolitik in den Kantonen macht schliesslich

deutlich, dass vor allem den sozio-ökonomischen Einflussfaktoren ein bedeu-

tender Einfluss zukommt. Die durchgeführten statistischen Modellschätzun-

gen weisen neben den Transferzahlungen des Bundes vor allem dem Verstäd-

terungsgrad eine signifikante Bedeutung zu. So sind es vor allem ländliche

und soziostrukturell traditionelle Kantone, die über niedrige Ausgaben verfü-

gen. Einen vergleichsweise hohen öffentlichen Konsum finden wir eher in

urbanen und bevölkerungsstarken Ständen. Hohe Staatsausgaben und niedri-

ge Steuereinnahmen sind in einem interkantonalen Vergleich aber nicht nur

Folgen der angehäuften gesellschaftlichen Problem- und Risikolagen, wie sie

typischerweise gerade in städtischen Zentren konzentriert auftreten, sondern

auch Ausdruck der virulenten Spilloverproblematik der Kleinräumigkeit in

der Schweiz. Während die steuerkräftigen Einwohner von den Zentren in die

Agglomerationen abwandern, subventionieren die urbanen Gebiete kostenin-

tensive öffentliche Zentrumsleistungen für ihre Umlandgemeinden und -kan-

tone und übernehmen damit beträchtliche Zusatzlasten (Schaltegger 2001:

14).

(5) In Übereinstimmung mit anderen kantonalen Studien (Vatter 2002) findet

schliesslich die parteisoziologische Hypothese keine empirische Bestätigung.

Dieses Ergebnis lässt sich mit den Erkenntnissen der international verglei-

chenden Staatstätigkeitsforschung verknüpfen: Je stärker konkordanzdemo-



Politische Institutionen und kantonale Staatstätigkeit 23

kratische Regeln politische Systeme durchwirken und je zahlreicher die

Schranken gegen die Regierungs- und Parlamentsmehrheit sind, um so weni-

ger eignet sich die vor allem für konkurrenzdemokratische Westminstermo-

delle entwickelte Parteiendifferenzhypothese, die sozial- und wirtschaftspoli-

tisches Handeln durch die regierenden Mehrheitsparteien zu erklären ver-

sucht (Schmidt 1993). Umgekehrt kommt gerade den unterschiedlichen insti-

tutionellen Arrangements in den kantonalen Demokratien eine hohe Bedeu-

tung zu. Typische, aber aufgrund ihrer Handlungslogik unterschiedlich wirk-

same politisch-institutionelle Ausprägungsformen wie direkte Demokratie,

Dezentralisierung und Konkordanz erweisen sich damit in den Verhand-

lungsdemokratien der Schweizer Gliedstaaten im Gegensatz zur parteipoliti-

schen Ideologisierung als Schlüsselelemente zur Erklärung der Staatstätig-

keit.
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